Alle Poſtanſtalten nehmen Beſtellung auf dieſes Blatt 
an, far Breslau die Expedition der Breslauer Zeitung, 
Herrenſtraße Nr. 20. 1 
Inſertions Gebühr für den Raum einer ſechstpettigen 
Petitzeile 14 Sgr. 
ea Va 


Das vierteljährige Abonnement beträgt in Bresla⸗ 
IRtl. 15 Sgr., außerhalb in allen Theilen der Monarchie 

uml. Poſtzuſchlag 1 Ntl. 24 Sgr. 6 pf. 
Ole Zeitung erſcheint täglich, mit Ausnahme der zwei 
ten Feiertage. : 
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Montag den 7. April 
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Telegraphiſche Nachrichten. 
Paris, 4. April, Abends 8 uhr. Das Gerücht, daß 
in Montpellier Unruhen ausgebrochen wären, hat ſich nicht 
‚betätigt. — Das Miniſterium berathet die deutſche Frage. 
— Die beurlanbten Diplomaten find auf ihre Poſten ab: 
gegangen. — Guizot beabſichtigt die „Aſſemblee nationale“ 
zu kaufen. — In der Legislativen beantragt Duprat den: 
jenigen zu ftrafen, der einen Antrag auf Präſidentſchafts⸗ 
Verlängerung ftellen würde, und die dahin zielenden Bül⸗ 
letius zu vernichten. — Der Kriegsminiſter verlangt 
Verſtärkung des Kriegsbudgets auf das Jahr 1852. 
Paris, 4. April, Nachmittag 5 uhr. 3pCt. 57, 15. 
p 
5pCt. 92, 80. 4 
Madrid, 30. März. Die Kommiffion hat den Schul: 
denbericht niedergelegt. 
ettin, 5. April, Nachmittags 2 uhr 30 Minuten. 
Roggen, pr. Frühj. 31%, Br., pr. Septbr. 34 Br. — Rüböl, 


5 200 ‚ Pr. Herbſt 10 ¼ Geld. — Spiritus, 23 ½, pr. Juni 
23 Brief. > 
Hamburg, 5. April, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 

Getreide, unverändert. — Roggen, weniges feſter. — Oel, 


Ir. jahr 20 ½, pr. ber 21, flau. — K 5 
erte, A Ya, pr. Oktober flau affee, un 
(Berl. Bl.) 


Mailand, 2. April. Eine offizielle Bekanntmachung 
iſt erſchienen, wonach diejenigen Eigenthümer und Haus⸗ 
uſpektoren, welche auf ihren Lokalitäten angeklebte re: 
volntionäre Plakate und Abzeichen ſofort abzunehmen 
unterlaſſen, mit Geldſtrafen von 10 Fl. EM. belegt 
werden. Aus den einfließenden Strafgeldern wird ein 
Fonds gebildet, aus welchem jeder, der einen Verbreiter 
und Auhefter ſolcher Plakate und Abzeichen auf friſcher 
That ertappt und der Behörde anzeigt, eine Belohnung 
von 100 Fl. CM. erhält. 
om, 29. März. Se. Heiligkeit verbietet den Druck 
von en, worin die Werke von Nosminis der 
Ketzerei beſchuldigt werden. Ein gleiches Verbot ift be⸗ 
reits vom Papſte Gregor XVI. ausgegangen, das aber 
ter annullirt wurde. Die Controverſe zwiſchen 
Nom und Portugal iſt endlich geſchlichtet. — Nächſtens 
werden republikaniſche Auweiſungen von 15% und 65 
Bajocchi außer Umlauf geſetzt. 


— W W],’ 
Preuſt en. 


Kammer Verhandlungen. 


Zweite Kammer. 
Fünfundfünfzigſte Sitzung vom 5. April. 
Eröffnung: 12 Uhr. 

Präſident: Graf Schwerin. 

Abg. v. Patow referirt über einige von der Kommiſſion in 
Uebereinſtimmung mit dem Regierungskommiſſar an dem Straf: 
geſetzbuch vorgenommene Faſſungs änderungen. Das Straf: 
geſetzbuch wird hierauf mit dieſen bei der Schlußredak⸗ 

. angebrachten u 3 ohne DEN 
in angenommen. In gleicher Weiſe erfolgt die An⸗ 
nahme des Einführungsgeſetzes und hiernächſt die des 
Geſetzes über den Belagerungszuſtand. — Die Berathung 
a der Juſtizkommiſſion über die Verordnung 
vom m. en 1840, betreffend die Aufhebung der 
Privatgerichtsbarkeit und die anderweitige Organiſation 
der Gerichte, wird fortgeſetzt. v. Bismark⸗Schönhauſen 
erhält zuerſt das © Er vindicirt den Patrimonialgerichten 
umi Feber a f Angriffe auf die Patri⸗ 
monialju epfer ; 
— Redner abgegeben. Man habe be a 
Patrimonialrichter in den freundſchaftlichſten Beziehungen zu den 
Gerichtseingeſeſſenen ſtanden, daß die Eintreibung der Gerichts⸗ 
koſten bei — mit der Strenge erfolgte, welche die Ver⸗ 
hältniſſe Br 7 — We machen. Allerdings 
ſei nicht 3 chte von Oben Her lens, welche die Patri⸗ 
monialgeri der Alterirung et haben, bei einem Theile 
des Volkes in Trotzdem und tro . 4 en Veſkehe 
getragen habe, t. für dieſe Institute. Die Befondere Sympa⸗ 
noch eine Be ird den Patrimonialrichtern zu Theil, die 
thie des Rene um einen Theil ihrer Einnahmen gekommen 
ganz me durch vorgegebene Vortheile entſchädigt ſeien, die durch 
und dal Anctennetäts⸗Otdnung illuſoriſch gemacht find. 
engel glaubt aus ſeiner langjährigen und mannigfaltigen 
Erfahrung versichern zu können, daß man am beſten thue, an der 
Gerichtsorganiſation, wie fie jetzt zu Stande gekommen ift, fo 
wenig als möglich zu ändern. Was die Patrimonialgerichte an⸗ 
gehe, fo haben dieſe durch Aufhebung der Erbunterthänigkeit ihre 
Berechtigung verloren. Bereits 1810 ſtand die Aufhebung der⸗ 
elben nahe bevor, dieſe iſt daher nicht erſt fpäter zum Stecken⸗ 
pferd liberaler Schriftfteller gemacht worden. Wer, auf die 
Schnelligkeit des gerichtlichen Verfahrens Gewicht legt, kann die 
Aufhebung nicht bedauern. Die Hauptſache bleibe aber immer, 
daß die Grundforderung der neueren Zeit, die Gleichheit vor 
dat die ; imoninlaerichte befeitigt habe, und deshalb 
dem Gefeg, die Patrimonialgerichte beſeitig . 
hofft der Redner, werde der Juſtizminiſter, trotz aller Wünſche, 
die Pateimonialgerichte wieder einzuführen, an der neuen Does 


nifatton feſthalten. ; Laufe 
Graf Arnim glaubt, daß der vorige Redner ſich 5 5 


feines Vort ihn mit einer Frage gewandt habe, 
a Peiſcbenten 4 vor perſönlichen Anfragen eines Redners 
ö denten ſcheint, daß Graf Arnim ſich 


durchaus geirrt e, Beifall.) 

Die — 5 Wa ene wird darauf mit 
Wer Mehrheit anerkannt. 

$ 1 des von der erſten Kammer genehmigten Entwurfs han⸗ 


delt fpeciell von der Au rivatgerichtsbarkeit. Dies 
Thema ruft von Neuem ur . an welcher ſich 
Beſeler, v. Kleiſt⸗Retzow und Graf Arnim betheilen. 
i wird unverändert angenommen. Ueber eine auf die⸗ 
8 Paragraphen bezügliche Petition des Hoſpitals⸗Kollegiums im 
enicht zu Königsberg wird zur Tagesordnung übergegangen. 


2 
2 
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8 2, welcher beſtimmt, daß die Aufhebung der Privatgerichtsbar⸗ 


keit ohne Entſchädigung erfolgen ſolle, ſowie § 3, welcher 
den königlichen Behörden die vorhandenen Gerichts⸗Utenſilien der 
Privatgerichte überweiſt, werden gleichfalls und zwar ohne De⸗ 
batte angenommen. 

Zu $ 4 find mehrere Amendements eingebracht. Es handelt 
ſich hauptſächlich um Entſchädigung der Patrimonialrichter für 
ihr früheres Gehalt, ſo wie um die Frage, ob ſämmtliche lebens⸗ 
länglich angeſtellte Patrimonialrichter, deren Anſtellungsurkunden 
von der vorgeſetzten Behörde beſtätigt ſind, oder ob nur dieſeni⸗ 
gen, deren Beſtätigung unbedingt und ohne Vorbehalt er⸗ 
folgt iſt, vom Staate übernommen werden ſollen. Die erſte 
Kammer hat ſich für die erſte Alternative, die Kommiſſion der zwei⸗ 
ten Kammer für die letzte Alternative entſchieden. Die Amen⸗ 
dementſteller motiviren unter großer Unaufmerkiamkeit des Hau⸗ 
ſes ihre Amendements. 

Der Juſtizminiſter befürwortet die unveränderte Annahme 
des § 4 der Regierungs⸗Vorlage, welche von dem Beſchluſſe der 
erſten Kammer abweicht. Die vormaligen Patrimonialrichter feien 
im Allgemeinen in einer ihren Wünſchen entſprechenden Weiſe 
untergebracht und hätten keine Urſache, ſich über ihre jetzige Lage 
zu beklagen. Man dürfe namentlich nicht überſehen, daß dieje⸗ 
nigen von ihnen, welche in der Richterkarriere verblieben, jetzt 
im Beſitze eines feſten Gehalts ſeien, während dieſelben früher 
meiſt nur — wenn auch contra legem — die ſehr ungewiſſe 
Sportel⸗Einnahme bezogen hätten. 

Bei der Abſtimmung fallen ſämmtliche Amendements; 
auch die von der erſten Kammer beſchloſſene Faſſung wird ver⸗ 
worfen und § 4 in der urſprünglichen Faſſung der Regierungs⸗ 
Vorlage angenommen. Daſſelbe geſchieht mit den $$ 5 — 7. Die 
Kammer beſchließt hierauf die Vertagung der Diskuſſion. 

Der Abg. Hoffmeier verlangt eine Abendſitzung. v. Kleiſt⸗ 
Retzow befürwortet dies: das dringendſte ſei die Berathung der 
Finanzgeſetze. Dieſelbe könne Montag erfolgen, wenn heute eine 
Abendſitzung ſtattfinde. v. Vincke entgegnet: die Berathung 
der Finanzgeſetze ſei nicht ſo dringend, da das Geld ja bereits aus⸗ 
gegeben ſei. (Große Heiterkeit.) Die Kammer entfcheidet ſich ge⸗ 
gen eine Abendſitzung. 

Schluß 3½ Uhr. Nächſte Sitzung: Montag 11 Uhr. 


Berlin, 4. April. Se. Majeftät der König haben am 31. 
v. M. dem bisherigen königl. ſpaniſchen außerordentlichen Ge⸗ 
ſandten und bevollmächtigten Miniſter, General⸗Lieutenant v. Ar⸗ 
mero y Millares, im Schloſſe zu Charlottenburg eine Pri⸗ 
vat⸗Audienz zu ertheilen und aus deſſen Händen ein Schreiben 
Ihrer Majeſtät der Königin von Spanien entgegenzunehmen ge⸗ 
ruht, wodurch derſelbe von dem Poſten, den er in der gedachten 
Eigenſchaft am hieſigen Hofe bekleidete, abberufen wird. 
Berlin, 5. April. Se. Majeſtät der König haben aller⸗ 
gnädigſt geruht, den Intendantur⸗Rath Jordan II. des Garde⸗ 
Corps zum Militär⸗Intendanten des 7. Armee⸗Corps; und den 
bisherigen Kammergerichts⸗Aſſeſſor Léon zum Hof⸗Kammer⸗Rath 
bei der Hofkammer der königl. Familiengüter zu ernennen. 
Abgereiſt: Der General-Major und Kommandeur der Iſten 
Garde⸗Landwehr⸗Brigade, v. Knoblauch, nach Rendsburg. 
[Militärwochenblatt.] v. Briefen, Hauptm. vom 16. Inf. 
Reg. zum Major u. Komdr. des 3. Bats. 15. Landw.⸗Regts. ernannt. 
Lilie, Hptm. vom 13. Inf.⸗Regt., zum Major u. Komdr. des 3. Bat. 
18. Ldw.⸗Regts. ernannt. Belfhufen, Hauptm. vom 4. Jäger⸗Bat., 
ins 13. Inf.⸗Regt. verſetzt. Quednow, Major von der Adj., kom⸗ 
mand. beim Garde -Schützen⸗Bat., zum Komdr. des 4. Jäger⸗Bats. 
ernannt. v. Radowitz, Gen. Lieut., 7 unter den Ofſtzieren von der 
Armee geführt werden. v. Alvensleben, Major a. D., die Erlaub⸗ 
niß erhalten, ſtatt der Armee⸗Unif. die Unif. des 6. Kür.⸗Reg. mit den 
vorſchr. Abz. f. V. zu tragen. Herwarth v. Bittenfeld, Major u. 
Komdr. des 2. Bats. 7. Reg., als Komdr. des Füſ.⸗Bats. ins 31. Inf. 
Regt. verſetzt. v. Maltitz, Major u. Komdr. des 3. Bats. 18., zum 
Kombr. des 2. Bat. 7. Regts. ernannt. Wiedner, Major vom 7. 
Art.⸗Regt., mit der Reg. Unif, mit den vorſchr. Abz. f. V., Ausſicht auf 
Civilverſ., u. Penſ., der Abſchied bewilligt, v. Witzleben, Major vom 
31. Inf, Regt., mit Penſ. zur Disp. geſtellt. Lu dz, Major u. Komdr. 
des 3. Bats., 15. Regts., mit der Unif. des 22. Fnf⸗Regs. mit den 
vorſchr. Abz. f. V. u. Penſion der Abſchied bewilligt. N 
Daſſelbe Blatt enthält folgende Verordnung, betreffend die 
Unterſtützung der bedürftigen Familien zum Dienſt einberufener 
8 r it 
Zur Ausführung des Unt. un ülfs bedürfti i 
e, e ee 
bes Keiegeb "und des Innern 215 ende In, ont 15 Riem 
1 ee 8 worden, welche hierdurch zur allgemeinen 
Berlin, den 28. März 1851. 
n Allgemeines Kriegs⸗Departement. 
von Wangenheim. von Schü 
Nach den Berichten mehrerer Landräthe und 
hat das Geſetz vom 27. Februar v. J., 
betreffend die Mee der bedürſtigen Familien zum Dienft 
einberufener Reſerve, und Landwehr⸗Mannſchaften, 
nicht überall die richtige Auslegung gefunden und in Folge deſſen An 
forderungen bervorgerüfen, deren Erfüllung für die davon betroffenen 
Kreiſe in der Unmöglichkeit liegt. Namentlich wird darüber geklagt, 
daß durch zu große Verheißungen der Landwehr⸗Commandeure an die 
einberufenen Reſerviſten und Wehrmänner hin und wieder die Meinung 
verbreitet worden ſei, als ob den Familien derſelben ohne Unterſchied 
mindeſtens die im § 5 jenes Geſetzes beſtimmte Geldunkerſtützung von 
den Kreiſen gewährt werden müſſe. - - 
! Um den hierauf gegründeten viel zu weit gehenden Anſprüchen für 
8 vorzubeugen, ſehen wir uns veranlaßt, den königlichen 
* S 8 und den königlichen Ober⸗Präſidien Folgendes 
urch das erwähnte Geſetz wird den amilien der zum Kriege 
9 wegen außerordentlicher 1 der Heferde ober der 
andwehr einberufenen Referve- und Landwehr⸗Mannſchaften nicht ohne 
Ausnahme, ſondern nur, wie der § 1 dies ausdrücklich beſagt, im 
Falle der Vedürſtigkeit eine Unterftügung zugeſichert. Auch ni dem» 
7 85 im N 4 die Gewährung der Unter ützung in jedem einzelnen 
Falle 30m 11 Nachweiſe der Unterſtützungsbedür tigkeit abhängt ge⸗ 
macht und im § 6, der Kreig⸗unterſtützungs⸗Kommiſſſon die Unkerſchei 
dung nicht nur über die Unterſtützungs edürftigkeit der betreffenden 
Familien, ſondern auch über den Umfang und die Art der ihnen zu 
gen e del Ft ung ue worden. 
re volle ung finden dieſe Beſtimmungen in dem Zwecke 
des Geſetzes, welcher lediglich darin beſteht, eiae Familien, die 
durch die Einberufung eines Reſerviſten oder Landwehrmannes ihre 
Subfiftengmittel verloren haben, während der Abweſenheit ihres Er⸗ 
nährers gegen drückende Noth zu 0 
Hieraus ergiebt ſich, daß die im § 5 des Geſetzes normitte Geld⸗ 
Unterſtützung zum vollen Betrage nur dann in Anſpruch genommen 
werden kann, wenn nachgewieſen wird, daß der Erwerb des einberu⸗ | 
jenen Reſerviſten oder Landwehrmanns als das alleinige Gubfiftenz- 


Kreis « Kommilfionen 


au die oberen | 


mittel feiner zurückbleibenden Familie anzuſehen iſt, weil nur in einem 
ſolchen Falle die Unterſtützungs⸗Bedürftigkeit im vollen Umfange ſich 
anerkennen läßt. 

Das Geſetz will jedoch nach ſeinem oben angegebenen Zwecke außer 
den eben erwähnten Familien auch diejenigen berückſichtigt wiſſen, 
welche zwar nicht im vollen Maße, dennoch aber aus dem Grunde 
der Unterſtützung bedürftig ſind, weil ſie einen Theil von dem, was 
fie zu ihrer Subfften; gebrauchen, aus dem Erwerbe des einberufenen 
Reſerviſten oder Wehrmanns empfangen haben, und ohnedem ſich nicht 
allein erhalten können. 

Dieſe Familien haben indeß, da ihre Unterſtützungs⸗Bedürſtig⸗ 
keit im Sinne des Geſetzes nur eine partielle iſt, keinen Anſpruch auf 
den vollen Betrag der im § 5 beſtimmten Summe, ſondern müſſen ſich 
mit einem nach den dort normirten Sätzen zu bemeſſenden Theile der⸗ 
ſelben begnügen, wenn die Kreiskommiſſſon (§ 6) nach ſorgfältiger Un⸗ 
unt ihrer Verhältniſſe eine ſolche Unterſtützung für ausreichend 
erachtet. , 

Wollte man auch dieſen Familien ohne Ausnahme einen Anſpruch 
auf die im § 5 beſtimmte Unterſtützung zum vollen Betrage einräumen, 
jo würden dieſelben nicht ſelten ſich während der Abweſenheit des Familien 
vaters in einer beſſern 80 befinden, als vor ſeiner Einberufung, ja es 
würde dies ſogar dahin führen, daß die Lage derſelben eine beſſere wäre, 
als die mancher Kreiseinſaſſen, welche zur Aufbringung der Unterſtüz⸗ 

ungsgelder beitragen müſſen. Dies aber iſt nicht die Abſicht des Ge⸗ 
etzes, ſondern würde im Gegentheil dem Sinne S en geradezu wi⸗ 
derſprechen, Eben ſo wenig darf der letzten Beſtimmung des § 10 
über Nichtanrechnung der Unterſtützungen einzelner Priatperſonen auf 
die Kreisunterſtützungen eine nach dem Seht nicht zu rechtferti⸗ 
ende Ausdehnung gegeben, und deßhalb namentlich dasjenige in die⸗ 
em Sinne nicht, als Drivatunterftügung angeſehen werden, was den 
Reſerviſten und an ee ie welche in Privat⸗Dienſtverhältniſſen ſte⸗ 
hen, in Rückſicht auf den Fortbeſtand derſelben und den Wiedereintritt 
in dieſe Verhältniſſe nach ihrer Rückkehr, bis dahin (wie dies beſon⸗ 
ders auf dem platten Lande bei Dienſtboten, Tagearbeitern ꝛc. häufig 
u geſchehen pflegt) die Dienſtherren von den vertragsmäßig ihnen zu⸗ 
ehenden Kompetenzen zur Subſiſtenz ihrer Familien belaſſen. 
Die königl. General⸗Kommando's und die königl. Ober⸗Präſidien 
erſuchen wir ergebenſt, die betreffenden Militär- und Civil⸗Behörden 
hiervon in Kenntniß zu ſetzen. Auch wollen die königl. General⸗Kom⸗ 
mando's dafür Sorge tragen, daß die Reſerviſten und Wehrmänner 
hierüber bei den KontrolsBerfammlungen in geeigneter Weiſe ausführ⸗ 
lich belehrt werden. ‘ 

Berlin, den 20. März 1851. h - 

Der Kriegs⸗Miniſter. Der Miniſter des Innern. 

(gez.) v. Stockhauſen. v. Weſtphalen. 


Berlin, 5, April. [Zur deutſchen Frage.] Das C. B. 
meldet: „Defterreich hat es nicht unterlaſſen bei der gegenwärti⸗ 
gen Sachlage den zu ihm haltenden Königreichen neuerdings die 
beruhigendſten Verſicherungen über ſeine Verhandlungen mit 
Preußen zugehen zu laſſen und namentlich Baiern die wieder⸗ 
holte Verſicherung zu ertheilen, daß Oeſterreich die ihm gemach⸗ 
ten Zuſagen, „welche auf der Stellung der Macht Baerns in 
politiſcher wie in kirchlicher Rückſicht“ baſirten, auch in feinen 
Verhandlungen mit Preußen aufrecht erhalten werde. — Wir 
hören ferner, daß in der ſich fo verzögernden Antwortsnote des öfter: 
reichiſchen Kabinets an das hieſige, eine Stelle Platz finden werde, 
welche, indem ſie für Baiern eine bevorzugte Stelle bei jeder 
neuen Konſtituirung einer Bundesgewalt in Anſpruch nimmt, die 
Anſichten Oeſterreichs in dieſer Beziehung auf das Macht⸗ und 
Rangverhältnig Baierns in Deutſchland offen ausſpricht. Man 
hält es in Wien für unerläßlich nothwendig, „der erſten deut⸗ 
[hen Macht neben den beiden europäiſchen Großmächten des 
deutſchen Bundes eine bevorzugte Stellung zu geben.“ Zwiſchen 
dem Fürſten Schwarzenberg und dem Herrn v. d. Pford⸗ 
ten iſt in der neueſten Zeit neben dem lebhaften offiziellen Kou⸗ 
tiere und Notenwechſel, auch eine Privatkorreſpondenz eifrig be⸗ 
trieben worden, — Alles ſpricht für geheime, ſehr wichtige Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Oeſterreich und Baiern, — deren gemeinſa⸗ 
mes nächſtes Auftreten noch in einer Zuſammenkunft des 
Kaiſers mit dem Könige Max, wenn nicht verabredet, do 
bekräftigt werden möchte.“ f \ 

Die N. Preuß. Ztg. enthält folgende Mittheilungen: „Die 
Konferenzen, welche geſtern in Folge der von dem Adjutanten 
des Genecals v. Thümen überbrachten Depeſchen im Miniſte⸗ 
rium der auswärtigen Aagelegenheiten ſtattgefunden haben, be⸗ 


mu 


trafen Punkte, über welche ſich die deutſchen Kommiſſarien mit 


den däniſchen Bevollmächtigten nicht zu einigen vermögen. 


gewiß. 

Außer dem Oberpräſidenten v. Bonin werden u. A. auch die 
Grafen v. Alvensleben und v. Bernſtorff genannt als 
mögliche Vertreter Preußens auf dem Bundestage. Was den 
Grafen v. Alvensleben anbetrifft, ſo zweifelt man jedoch an ſei⸗ 
ner Annahme dieſer Ernennung, die übrigens auch nur für den 
Fall erfolgen könnte, wenn die Dresdener Konferenzen ſofort 
abgebrochen würden.“ 4 

[Gegen die Gemeindeordnung.] Der Abgeordnete zur 


erſten Kammer, Landes⸗Oekonomierath Koppe, einer der entſchie⸗ 


denſten Gegner der neuen Gemeindeordnung, hat ſeine Angriffe 
gegen dieſe Schöpfung des gegenwärtigen Miniſteriums, die er 


zum Theil bereits in der „N. Pr. Zeitung“ entwickelt hat, jetzt 


in einer beſonderen Schrift „Ueber die Verwaltung der Landge⸗ 
meinden“ ausführlicher erörtert. Er macht ihr den Vorwurf, 
daß ſie gegen die Mängel der bisherigen Gemeindeverfaſſung 
keine Abhilfe gewähre, ſie erſcheine ais „ein Machwerk nach aus⸗ 
ländiſchen Muſtern, weniger auf das Wohl der Gemeinden, und 
mehr auf die Bequemlichkeit der bureaukratiſchen Beamten, auf 
die Vemehrung der Schreiberei und mithin auf eine Gelegenheit 
zur Anſtellung vieler Beamten 5 Drei Viertheile der 
Einwohner Preußens, ſagt Hr. Koppe, leben in Landgemeinden, 
und doch ſeien ihre e + 25 Gemeindeordnung am 
wenigſten berückſichtigt. Der 455 liegt in der Entſtehungs⸗ 
geſchichte dieſes Geſebes, beffen ntwurf von Regierungsbeamten 
en ſei. ! 
en der Langemeinden angemeſſenen Verwaltung. 
Sie beruhen ſämmtlich auf dem Prinzip der „Selbstverwaltung.“ 
Die Vorſteher der Landgemeinden ſollen ein Strafrecht innerhalb 
gewiſſer Grenzen eingeräumt erhalten. Zu dem Ende follen die 
Polizeiſtrafgeſetze für die ländliche Bevölkerung von der für die 
ſtädtiſche getrennt und in verständliche Faſſung“ gebracht wer⸗ 
den. Bezirksbeamte, zu welchen „angeſeſſene, durch Beſitzthum, 
Bildung und untadelhaften Wandel ausgezeichnete Männer“ be⸗ 
ſtellt wetden ſollen, üben unentgeltlich die Aufſicht Über die 
Amtsführung der Gemeindevorſteher, ſie „begutachten“ die Re⸗ 
kursgeſuche gegen die Straferlaſſe der Gemefndevorſteher, über 
welche der Polizeirichter in zweiter Inſtanz zu eneſcheiden hat ıc. 
Außerdem werden noch Erſchwerungen des Niederlaſſungsrechtes, 
der Schließung zu früher Ehen u. dgl. als probate Mittel in 
Vorſchlag gebracht. Die Schrift, die bei den Geſinnungsgenoſ⸗ 
ſen des Verfaſſers gewiß Beifall finden und ſchon darum auf 
die Beachtung in anderen Kreiſen gerechten Anſpruch hat, iſt 
hier im Verlage von Hold erſchienen. | 
[Die Unterfuhung gegen Harkort] Die Kommiffion 
der zweiten Kammer für das Juſtizweſen hat in ihrer Sitzung 
vom 28. v. Mts. die bei der Kammer beantragte Genehmigung 
zu einer gegen den Abgeordneten Harkort auf Grund des $ 17 
der Verordnung dom 30. Juni 1849 während der Dauer der 
Sitzungsperiode einzuleitenden Unterſuchung ertheilt. Der Be⸗ 
richt der Kommiſſion, vom Abg. Simſon, iſt eben im Druck er⸗ 
ſchienen. Nach demſelben hat das k. hieſige Polizei⸗Präſidium die 
unter dem Titel: „Bürger⸗ und Bauern⸗Brief“ bei C. J. Klee⸗ 
mann erſchienene, 24 Seſten kl. Oktav ſtarke Schrift des Haupt⸗ 
manns a. D., Friedr. Harkort, am 1. März d. J. in Beſchlag 
nehmen laſſen und iſt auf Grund des $ 17 der Verordn. vom 
30. Juni 1849 gegen den Verfaſſer die Anklage erhoben und zu 
der Unterſuchung gegen den Verfaſſer Seitens des Juſtizmini⸗ 
ſters die Genehmigung der Kammer nachgeſucht worden. Die 
Kommiſſion erkannte an, daß in dem gegenwärtigen Falle eine 
„tendenziöſe“ Verfolgung eines Abgeordneten nicht angenommen 
werden könne, und daß die Kammer in ſolchen Fällen die Ge⸗ 
nehmigung zur Unterſuchung allemal zu ertheilen habe; insbeſon⸗ 
dere hält die Kommiſſion dafür, daß es nicht Aufgabe der Kam⸗ 
mern ſein könne, die Anklage ju riſtiſch zu prüfen. Sie hat 
ſich damit begnügt, aus den ihr zugekommenen Mittheilungen 
zu entnehmen, daß der Vorwurf, den der Staatsanwalt der 
Schrift macht, dahin gebt, dieſelbe rege, in der Abſicht 
den öffentlichen Frieden zu ftören, Angehörige des 
Staates zu Haß und Verachtung gegen einander 
auf. Der Ober⸗Staatsanwalt bezeichnet als Grund für die 
Fortdauer der Beſchlagnahme die Tendenz der Schrift, den Bür⸗ 
ger⸗ und Bauernſtand gegen das in ihr näher bezeichnete Sun 
kerthum aufzureizen. Darüber, ob das Wort „Junkerthum 
im Sinne des $ 17 des genannten Geſezes eine 
Staats⸗Angehörigen bezeichne, enthalten die von ber 
eingeſehenen Akten des Stadtgerichts nirgens Etwas. 
Der Abgeordnete Harkort hat bei feiner Auslaſſung vor der 
Kommiſſion den lebhaften und dringenden Wunſch ausgeſprochen, 
die Genehmigung möge ſofort ertheilt werden; die AR: 
hielt ſich dadurch überzeugt, derſelbe werde an der Efü 9955 
ner Pflichten gegen den Wahlkreis und das Land nicht behindert 
werden und beſchloß mit 9 gegen 2 Stimmen: der Kammer die 
Ertheilung der Genehmigung zur Unterſuchung gegen den Abe 
Harkort in gegenwärtſger Sitzungsperiode zu empfehlen. — Die 
inkriminirte Schrift und verſchiedene Aktenſtücke ſind zur Ein⸗ 
ſicht der Mitglieder im Büreau des Hauſes niedergelegt. 
Berlin, 5. April. [Tagesbericht.] Heute Abend findet 
eine Berathung des Staatsminiſteriums ſtatt. ; 
Die Preuß. Zeitung enthält folgende Erklärung: „Unter den 
durch das k. däniſche Oberpoſtamt in Hamburg dem preußiſchen 
Oberpoſtamte daſelbſt in neuerer Zeit üͤberwieſenen Briefen haben 
ſich auch mehrere, längſt veraltete Briefe aus dem Schleswig⸗ 
ſchen befunden, welche vermuthlich während der Kriegs unruhen 
50 Schleswig verlegt geweſen und erſt jetzt zum Vorſchein ge: 
ommen ſind. Die Empfänger ſolcher Briefe werden ſich hier⸗ 
durch die verſpätete Ankunft derſelben eckläten können und daher 
nase nicht der preußiſchen Poſtverwaltung beimeffen 
Die in der Stadt ſeit einigen Tagen umlaufenden 
von einer Perſonal-Veränderung im Mi n 
auswärtigen Angelegenheiten ſind nach der N. Pr. Big 
anſcheinend durch den Umſtand hervorgerufen, daß de 95 Wunf = 
des Unter⸗Staats⸗Sekretärs v. Lecog, in der Nähe des Mini⸗ 
ſterhotels BB, a 1 
immer im Gebäude de miſter⸗Prä 
mi angemeffene Mieths⸗Entſchäd Präſidenten, Wilhelmsſtraße, 
Es beſtätigt ſich jetzt das ſchon 


* . 


iffion 


ir a 2000 5 Bank, Hr. Hanſemann, mit einem 
und ſeine bisher bir. zur Dispofition geſtellt iſt 


gehen ſollen. (Bisher hatte Hr Beha 
ad mull Mieths-Entfepibigung.) Ein Sie g 
ender Beſchluß iſt im Staatsminiſterium 9 faßt wos 


knüpft die Nat. ⸗Z. 


Der letzte Abſchnitt enthalt Vorſchläge zu einer 


e von g 
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* * am? 2 
gegen 83 Stimmen, alſo mit einer Mafjorität von 216 Stim⸗ 
men verworfen. Doch if, dies kein eigentlicher Sieg des Mir 
niſteriums; denn daſſelbe iſt doch einmal zum Untergange ber 
1 und ſich deſſen bewußt. Es gibt ſich, wie „Morning 
lovertiſer,“ das Organ Stanlep's ſagt: nur eine ſechswöchent⸗ 
liche Lebensfriſt, Stanley würde es beerben, die dringendſten 
. vorſchlagen und dann im Monat Juli das Parlament 

Uebrigens hat eine offene Erklätung des Lord John Ruſſel viel 
zur Verwerfung des King 'ſchen Antrags 1 en. Der edle 
Lord ſagt: „Ich bin durchaus für Erweiterung des 
TE ſowohl, weil die ſeit 1831 fo merk⸗ 
lich vorgeſchrittege Bildung diefe Erweiterung nö⸗ 
thig mache, als auch wegen der einer ſo großen Maßregel, als die 
Reformbill war, nothwendig anhängenden Mängel.“ 

Dieſe Erklärung ſpaltete die liberale Partei, weil ein Theil, 
auf dieſelbe vertrauend, für das Minifterium ſtimmte. 


v. Lamprecht, — bis dahin Rath im Minifterium für geiſt⸗ 
liche Angelegenheiten — an der Spitze der Geſchäfte geſtanden, 
und dieſelben bis gegen das Ende des Jahres 1848 unter der 
Aufſicht des verſtorbenen Staatsminiſters Rother geleitet. Es 
liegt die Vermuthung nahe, daß Anordnungen, welche der ſi 

vorzugsweiſe auf den kaufmänniſchen Standpunkt ſtellende Herr 
Hanſemann im Intereſſe der Aktionäre zu treffen für nöthig erachtet 
haben mag, mit den bis dahin befolgten Prinzipien in vielfache 
Konflikte gerathen und ſelbſt an denjenigen Stellen Anſtoß erre⸗ 
gen konnten, wo auch 175 rein perſönliche Intereſſen von vorn 


deren Verhalten bisher keine Klage eingelaufen war, fangen feit-| ſpruch treten. 
vorigem Sonntage an, den Behörden das Leben fauer zu ma: | Eine ſolche Maſſe, welche in ihrem Schooße zwanzig ver⸗ 
chen. Die meiſten Schachte ahmen das Beiſpiel der erften ſchiedene Völker und zwanzig verſchiedene Staaten beherbergte, 
Unzufriedenen nach, deren Forderungen man, vielleſcht allzu be⸗ müßte ſich dem peliiſchen Berftande ſofort nicht als eine Ga⸗ 
reitwillig, befriedigee. Dieſe Leute verlangen jetzt maſſenhaft er⸗ rantie des Friedens und Gleichgewichts, ſondern als eine Dro⸗ 
höhten Nachſchuß oder legen die Arbeit nieder. Ein Schacht hung, ja als ein Symbol der Verwirrung und Verwüſtung bar: 
hat ſich vorläufig ganz aufgelöſt. Es iſt wohl mit Beſtimmtheit stellen. Ja es iſt mehr als zweifelhaft, ob fie im Innern des 
anzunehmen, daß die örden gegen fernere Widerſetzlichkeit Gebiets, welches fie umfaſſen follten, trotz der ſcheinbaren Stärke, 
geeignete Maßregeln ergreifen werden, denn abgeſehen von der] beffer, oder auch nur eben ſo ſehr im Stande ſein würden, die 
Störung, welche dadurch die Arbeiten ſelbſt erleiden, iſt es keine] Ordnung oder die Autorität auftecht zu erhalten, wie dies gegen⸗ 
Kleinigkeit, etwa 2/00 Arbeiter (fo viele ind nämlich gegenwär⸗ wärtig der Bund vermochte. Man begreift namlich, daß unter 
tig in unmittelbarer Nähe der Stadt beſchäftigt) im Fall ernſt⸗ Völkern gleicher Abſtammung eine wechſelſeitige Intervention 
licher Auſlehnungsl ast im Zaume zu halten. Seitens der Poli⸗ Platz greifen kann, ohne das erde d allzuſehr zu ver⸗ 
zei werden daher höchſt wahrſcheinlich neue Widerſetzlichkeiten mit letzen; daß man z. B. die Streitkräfte Oeſterreichs, Preußens, 
Arreſt beſtraft. Man verſichert uns, daß von heute an jeder Baierns anwenden kann, um die erſchütterte oder geſtürzte Macht 
nicht Einheimiſche mittelfi Zwangspaß, worin zugleich die Ber der Regierung im Großherzogthum Baden, im Kurfürſtenthum 
merkung ſteht, daß Inhaber wegen Widerſetlichkeit entlaſſen wor⸗Heſſen, im Herzogthum Holſtein wieder herzustellen; aber denkt 
en ſei, in ſeine Heimath geſchickt werden ſoll. Heute Morgen] man wohl daran, welchen Eindruck auf die Länge 805 einem 
ungariſcher oder 


herein widerſtrebende Einflüſſe ins Leben gerufen hatten. Die 
bekannte Beſchwerde des Centralausſchuſſes, deren vorigen Som⸗ 
mer öffentliche Blätter mehrfach gedachten, war das erſte offen 
zu Tage tretende Symptom eines Zerwärfniſſes, welches damals 
durch die Seitens des Staatsminiſteriums erfolgte Zuruͤckweiſung 
der Klage zwar ſcheinbar beſeitigt, nichts deſto weniger in der 
Wirklichkeit fortdauerte, und nunmehr durch die Bemühungen 
eines einfluß reichen iegliedes, des Herrn v. Bis mark⸗ 
Schönhauſen, ihren Endpunkt in obiger Quiescirung er⸗ 
reicht hat.“ ib 

Die Beſchlagnahme der Broſchüre „Zur Politik der 


gingen 150 entlaſſene Eiſenbahnarbeiter aus den Thoren. 


. Augenblick heftiger Aufregung die Verwendung 
(Lüb. 3.) 


polniſcher Truppen an den Ufern des Rheins, oder baierſcher 


Contrerevolution in Preußen“ iſt, wie die Voß. Z. be⸗ Rendsburg. 3. April. 

richtet, Seitens der Staatsanwaltſchaft deſtätigt und von der 
Rathskammer des Kriminalgerichts gegen Heinrich 
von Arnim die Verſetzung in Anklagezuſtand be⸗ 
ſchloſſen worden. Die Einwilligung der erſten Kammer zu 
feiner gerichtlichen Verfolgung dürfte, wie fie hinzufügt, in dieſem 
Augenblicke bereits nachgeſucht ſein. 5 

Die neueſte Nummer des Juſtiz⸗Miniſterialblattes ent⸗ 
Hält in ihrem amtlichen Theile ein Erkenntniß des Gerichtshofes 
zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte, worin die Anſicht aus⸗ 
geführt wird, daß über die Befugniß zum Betriebe der Gaſt⸗ 
und Schankwirthſchaft der Rechtsweg nicht zuläſſig 
iſt, auch wenn das Recht dazu auf dem Hauſe beruht und in 
dem Hypothekenbuche eingetragen iſt. 

Königsberg, 1. April, [Der Entwurf einer allge: 
meinen Strafprozeßordnung; iſt jetzt auch den Gerichten 
unſerer Provinz von dem Juſtizminiſter zur Begutachtung mit⸗ 

eilt. Auch einzelne Gerichtsärzte find über die in das Gebiet 
der forenſiſchen Medizin einſchagenden Beſtimmungen zu gutacht⸗ 
lichen Aeußerungen veranlaßt worden. Dieſe neue Strafprozeß⸗ 
Ordnung iſt beſtimmt, an die Stelle der Verordnung vom 3. 
Januar 1848 und der Kriminalordnung vom 11. Dezbr. 1805 


litär ſtatt, beſonders Abends; es ſind dabei Verwundungen vor⸗ 


gefallen f 


e und wie allgemein behauptet wird, foll auch Einer ge⸗ 


iſt zu wünſchen, daß ſolches auch ferner geſchehe. — Das Kom: 


die uon übergegangen. — Nahe vor dem Kronenwerke bauen 


Dänen zwei große (hölzerne) Zollpackhäuſer. (Pr.) 


165 Oeſterreich. 

B. Wien, 5. April. ([Vermiſchte Nachrichten. 
Geſtern Nachmittag A e im N 
hier eingetroffen. 


aus Venedig, um ihm für Ertheilung der Freihafen⸗Privilegien 
zu danken. 


Als der 


Podeſta 


worden fein. () Am geſtrigen Abend iſt abermaliger | und verfaſſungsmäßiger Zuſtand gelten ſollte, 
uſammenſtoß jener rivaliſtrenden Mächte in unſern Mauern | fpäter einen Widerwillen wecken, wodurch die Ruhe Europas be: 
nur durch viele und ſtarke Patrouillen verhindert worden und es droht werden könnte? Erſchrickt man nicht überdies vor der 


Es folgt ihm bald eine glänzende Deputation für Deutſchland und ganz Europa werden. 


zu treten. Die Beſtimmungen über die Bildung der Schwur⸗ 
Gerichte ſind, als mit der noch nicht vollendeten Organiſation 


der Gemeinde⸗, Kreis⸗ und Bezirksvertretungen im Zuſammen⸗ 


hange ſtehend, nicht in die Strafprozeßordnung, ſondern in einem 


beſondern Geſetzentwurf aufgenommen worden, welcher den Be⸗ 
hörden ebenfalls zur gutachtlichen Aeußerung zugeht. 
6 g (Oſtpr. Z.) 

Poſen, 4. April. [Herr v. Minutoli.] Der kürzlich 
zum General⸗Conſul für Spanien und Portugal ernannte wirk⸗ 
liche geheime Ober⸗Regierungsrath Herr v. Minutoli, unſer 
ehemaliger Polizeidirektor, iſt geſtern Abend von Berlin hier an⸗ 
gekommen. Es iſt bereits gemeldet worden, daß derſelbe vor An⸗ 
tritt ſeines auswärtigen Poſtens die Fabriken in den Provin⸗ 
zen beſuchen wird, um ſich mit deren Leiſtungen und Verhält⸗ 
niſſen vertraut zu machen; von hier wird Herr v. Minutoli, wie 
verlautet, ſich zunächſt nach Schleſien begeben, um der dorti⸗ 

en Leinen⸗In duſtrie, die früher auch auf der Pprenäifchen 

albinſel Anerkennung fand, feine Aufmerfſamkeit zuzuwenden; 
hoffentlich gelingt es feiner bekannten Thätigkeit, den ſchleſiſchen 
Lein ee e anien wieder in Flor zu bringen. — So 
eben erfahren 0 Herr v. Minutoli heute früh bereits nach 
Breslau abgereiſt iſt. Von Schleſien aus ben 
durch die Provinz Sachſen, Weſtfalen und die Rhein⸗ 
Provinzen über Paris ſich an ſeinen Beſtimmungsort zu be⸗ 
geben. (Pos. 3.) 


Deutſchla n d. 


Frankfurt, 2. April. [Die Bundesverfammlung) 
hielt heute eine Sitzung, welche mehrere Stunden andauerte und 
welcher man ein beſonderes Gewicht beilegt. — In der geſtrigen 
Plenarſitzung unſeres Senates kam die Frage des Beitrittes 
Frankfurts zu der deutſch⸗ öſterreichiſchen Poſtkonvention 
zur Berathung und es ſoll der Senat, vorbehaltlich der verfaſ⸗ 
fungsmäßigen Zuſtimmung unſerer beiden andern Staatsgewalten, 
in die Moderation des Poſtvertrags mit Thurn und Taxis ein⸗ 


gewilligt haben, um den Anſchluß unſerer Stadt möglich zu ma⸗ 


hen. Es kann aber immer noch einige Zeit hinftießen, bis alle 
Regierungen Thurn und Taxis ſich willfährig zeigen, was na⸗ 


mentlich von der kurheſſiſchen Regierung gelten foll. — Der aus 


Holſtein hier eingetroffene kaiſ, öſterr. General v. Zobel foll 
bereits die Reiſe nach Italien fortgeſetzt haben, um ſeine frühere 
Stellung dort wieder einzunehmen. E. 3.) 
Frankfurt a. M., 3. April. [Zur Reiſe des Gra⸗ 
fen 9 geſtern in der Frühe durch einen mit Depe⸗ 
ſchen von Wien hier angelangten Eaif, öſterr. Kabinets⸗Kourier 
rfolgte Berufung des Grafen v. Thun nach Wien (die unſern 
Leſern ſchon feit drei Tagen bekannt iſt) bildet ohne Zweifel 
einen neuen Wendepunkt in der Entwickelung der Bundesver⸗ 
faſſungs⸗Angelegenheit, und ſomit dürfte es wohl auch für Sie 
von Inte reſſe fein, die darauf bezüglichen Näherumſtände zu er⸗ 


fahren. Etwa eine halbe Stunde nach Empfang jener Depe⸗ 


ſchen wurden die hier anweſenden Staatendevollmächtigten zu 
einer außerordentlichen Beſprechung im fürſtlich Thurn⸗ und 
Taxis'ſchen Palais eingeladen, die ſich bis gegen 1 Uhr Mit⸗ 
ta Nee wenige Stunden fpäter aber trat Graf Thun 
die Reiſe nach Wien an. Ueber Motiv und Zweck dieſer Reiſe 
hat nur fo viel verlautet, daß Graf Thun vom Fürſten 


Schwarzenberg mach Wien beſchieden worden fei, um für die 


neue Stellung, in die er mit der Vervollſtändigung der Bundes⸗ 
verſammlung treten wird, die geeigneten Inſtruktionen mündlich 
N . Für die Zelt feiner Abwweſenheit, die ſich nicht viel 


über 8 Tage hinaus verlängern dürfte, hat ſich derſelbe den kö⸗ 


niglich baierſchen Bevollmächtigten, General v. Xylander, ſub⸗ 
ſtituirt. Doch verſteht ſich dies nur für die unabweisliche Ab: 
fertigung der in der Zwiſchenzelt etwa vorkommenden Ge⸗ 
ſchäfte, wogegen die ſeither, wenn auch nur pro forma ſtattge⸗ 
habten ordentlichen Sitzungen ausfallen. (N. Pr. 3.) 
Ferner meldet eine Korreſpondenz der „Preuß. Ztg.“ aus 
Frankfurt a. M. vom 3. April: „Die im Fürth Thurn und 
Taxisſchen Palais tagende Verſammlung hielt heute Vormittag 
eine länger als zweiſtündige Sitzung, zu deren Verhandlungen, 
üußerlichem Vernehmen nach von Wien an den Grafen Thun 
Lingelaufene Depeſchen Veranlaſſung und Stoff gegeben haben. 
Mit Hinblick auf dieſe Verhandlung wurde nun heute in unſerer 
Stadt verſichert, die Geſandten Preußens und der mit ihm 
beft Bundesſtaaten dürften in aller Kürze hier erwartet 


n den Bundestag nach Geſtaltung und Zahl darzu⸗ 


855 
omburg v. d. H., 2. April. Durch Edikt des Land⸗ 
grafen iſt die Landesderſammlung auf den 1. Mai zum erſten 


ordentlichen Landtage einberufen, 
c mov er © Sen ange vegf Landtag.] Am 
Schluß der 30 eee S der Präſident das kurze 
Vertag ung Mai geſch e enagen der Ständever⸗ 


ſammlung bis zum 8. Ma werden. Er wünſcht den 
geehrten Herten eine glückliche Reife und ein dergnägtes Wieder⸗ 
ehen. a Fr G. Bl.) 


Drud FR Verlag von Graß, Barth u. Comp. 
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chtigt derſelbe | Lich 


ſende Bankier Rivoltella unterbrach aber den Podeſta und ſagte 
frei und offen, 


der Valuta und der niedrige Stand der Staatspapiere. 


Eresefeägebung Theil zu nehmen. 
er 
Aufru 


gegenwärtigen Theuerung nicht erhalten kann. - 
In Lemberg wurde in diefen Tagen ein kaiſerliches De 


ihnen ſonſt verboten geweſenen Verkaufsartikeln geſtattet ift, 
Es heißt, daß die Bundes verſammlung gleich nach dem 
geſtellten Abänderungsvorſchläge der Grundgeſetze zu berathen. 


Bundesakte, 
in F wird 


Wien verlegen werde. — Geſtern ntwort de 


Berlin abgegangen. 5 


berufen, aus Frankfurt hier eingetroffen. 


nirten ungariſchen Flüchtlinge gepflogen. 
will auf die Vorſchläge Oeſterreichs, welche die Freilaſſung ſämmt⸗ 


ſönlichkeiten, verlangt, nicht eingehen und wird in ihrer Weige⸗ 
rung von den Geſandten Englands und Frankreichs unterſtüßt. 
Die Flüchtlinge koſteten der Pforte ſchon ſo bedeutende Summen, 


davon bleibt. 


j 0 daß es nichts weniger als gut mit dem Handel welche | u 

gehe. Die Urſache davon ſeien die ſchwankenden Berhältniffe e vorherſehen läßt. 
* 

Katholikenvereine hierher, um an den Berathungen der ruhigen die Gemüther gewalti 

„Linzer Zeitung“ erläßt ein Staatsbeamter einen zeit eine gewaltige Schilderhebung in 


an die Mitdehätigkeit der Bewohner von Linz, ſogar den Tag angiett, fo möchte wohl gerade hierin ein Grund 
da er mit 200 Fl. Gehalt feine Frau und 7 Kinder bei der liegen, in dieſem ſpeziellen Falle an der Realität des Gerüchts 


Dies ſoll vorzugsweiſe geſchehen in Betreff des Artikels 9 der | genommen und ob dieſelben politiſchen 
welcher beſtimmt, daß der Sitz des Bundestages | man noob nicht. 


er ee Es 8 - rſchein⸗ Auch in der Legislative rückt das Unwetter immer 
en, daß ser Bund- eine in wie bel nach | und dürfte Mc jest wohl eHeftene entiaden. Ein heut 
4 e 9 un tos 2 Pee nf Duprat geſtellter Antrag 


Fortwährend werden Verhandlungen in Bezug auf die inter⸗ wird die Debatte bis zum Mai hinausgeſchoben; 
Die Pforte bringt die Entſcheidung. 


daß die finanzielle Lage des Landes nichts weniger als unberührt 


Re Seit Sonntag finden hier ſtarke und preußiſcher Truppen zur Beruhigung des inſurgirten Un: 
eibungen zwiſchen öſterreich iſchem und preußiſchem Mi: garns machen würde? 


Würde eine ſolche Wirthſchaft, wenn ſie nicht blos ausnahms⸗ 
weiſe oder unter befonderen Verhältniſſen, ſondern als normaler 


nicht früher oder 


ungeheuren Schwierigkeit, die es koſten würde, um eine fo un⸗ 


mando der Feſtung iſt den 1. April an den preußiſchen General geheuerliche und komplizirte Maſchine in Bewegung zu ſetzen! 


Eine aufrichtige Anwendung des föderativen Prinzips, welches 
die Unabhängigkeit der einzelnen Staaten achtet, wäre dabei 
nicht denkbar. Ein Mann von Genie, ein durch die Umſtände 
begünſtigter Despot, wie Karl V. oder Ferdinand II., könnte 
zwar für den Augenblick Erfolge damit erzielen; aber einmal die 


4½ Uhr iſt der Kaifer im beſten Wohlſein] Macht in die Hände gegeben, und er würde nur allzu furchtbar 


Hiernächſt aber würde die angebliche föderative Macht, durch 


dieſen Mißbrauch erſchöpft, in eine wahrhafte Ohnmacht ver⸗ 


x Kaiſer in Trieſt den Munizipalrath empfing, un⸗ | fallen und der Bund, gerade weil er ſich allzuſehr ausdehnen 
terhielt er ſich angelegentlichſt mit dieſen Herren. Unter anderen und feine Kräfte zu ſehr angeſpannt hätte, müßte mit feiner 
ftellte der Kaifer die Frage, wie es mit dem Handel ſtehe. Der | Auflöfung enden und Deutſchland der Anarchie überantworten, 
antwortete: „Vortrefflich!“ (Benissimo.) Der ante: welche Europa ohne Ge 


engewicht ließ. 


Es iſt daher unerläßlich, einer Kombination zu entſagen, 


Paris, 3. April. [Tagesbericht.] Die ſeit einiger 


Das Miniſterium berief vor einiger Zeit die Worftände der Zelt in Umlauf geſetzten Gerüchte über geheime Umtriebe beun⸗ 


g und was 9 iſt, dieſe Be⸗ 
unruhigung ift im Allgemeinen nicht ohne Grund. Man prophe⸗ 
naung 5 nächſter Zeit; doch da man 


zu zweifeln. 


Gewiß aber iſt es, daß in den Werkſtätten eine bedrohliche 


kret erlaſſen, wonach den Ifraeliten der Handel mit den | Aufregung herrſcht, und daß in den Provinzen die ſozialiſtiſche 


Organiſation große Fortſchritte macht. 


Hierzu kommen die Nachrichten aus Montpellier, wo aus 


Eintreffen der noch fehlenden Mitglieder ein Plenum mit 69 noch unbekannten Gründen die Beſatzungstruppen unter einan⸗ 
Stimmen bilden werde, um die von Oeſterreich und Preußen der handgemein wurden, ſo daß es auf beiden Seiten Verwun⸗ 


dete und Todte gab. Ob die Bevölkerung an den Händeln Theil 
5 Urſprungs geweſen, weiß 


* von 
legt Feuer an das Pulver⸗ 


Minifterpräfiventen auf die letzte preußiſche Note nach Faß. Er verlangt, man ſolle die ſchwerſten Strafen ge⸗ 


gen denjenigen verhängen, welcher die Wahl eines 


Der k. k. öſterreichiſche General⸗Sekretär der Bundes⸗Central-[unkonſtitutionellen Kandidaten zur Präſidentſchaft 
Kommiſſion, v. Roſchmann⸗Hörburg iſt, vom Minifterium begünſtigt. Damit kommt die Frage wegen der Verlängerung 


der Gewalt des gegenwärtigen Präfidenten zur Löſung. Gewiß 
der Mai aber 


Bis dahin haben die Parteien Zeit und fie find ſehr eifrig in 


licher Flüchtlinge, mit Ausnahme von etwa 12 beſtimmten Per⸗ Benutzung derſelben. Die Fuſioniſten, welche ihre Niederlage 


nicht eingeſtehen wollen, bereiten einen neuen Feldzug vor und 
ihre Chefs: Berryer, Guizot, Duchatel u. ſ. w., wollen zu dem 
Ende die Assemblée nationale ankaufen. 

Die Legislative verlangte heut die Debatte über die Zucker⸗ 
Frage. Ein Antrag des Herrn Dain und Boyſſet, darauf ab⸗ 


Im Miniſterrathe der Pforte wurde über die Mittel bes | zielend, die Gewerbe des Buchhandels und Buchdrucks frei zu 


rathen, die Ruſſen zur Räumung der Donaufürſtenthü⸗ | geben, ward mit 426 gegen 214 Stimmen abgelehnt, 


mer zu vermögen. Dieſe wollen es nur dann, wenn die Türken 
ein Gleiches thun. Die Ruſſen beabſichtigen dadurch eine Be⸗ 
wegung in den Fürſtenthümern hervor zu rufen, um dann mit 


einer Armee von 80,000 Mann einmarſchiren zu können, wozu 50 


denn 1 
werden ſollen. Von Seiten der türkiſchen Behörden wurden 
viele revolutionäte Schriften, welche für die Landbevölkerung bez 


ſtimmt waren, konfiszirt. 


Fi Frankreich. 
aris, 3. April. [Franzöſiſches Memoran 
In u Noten Ya \ i Je 23. Februar, 
fie gegen den Eintritt Geſammt⸗Oeſterreichs in den deutſchen 
Bund protefticte, hat die franzbſiſche Regierung jetzt ein Me⸗ 
morandum an alle deutſchen Höfe erlaſſen, worin ſie die Frage 
aus dem Geſichtspunkt der europäiſchen Politik erbrtert. Dieſes 
Memorandum vom 5. März lautet wie folgt: 
Man hat unter zwei Annahmen zu wählen: Entweder ent⸗ 


ſpringt aus dem vorgeſchlagenen Arrangement für Oeſterreich ein 


unverhältnißmäßiger Zuwachs an Macht, und dann hat Europa, 
namentlich aber Frankreich ein Recht, auf Erhaltung des euro⸗ 
päiſchen Gleichgewichts zu achten; oder es ergiebt ſich daraus 
keine weſentliche Veränderung des öſterrelchiſchen Machtverhäͤlt⸗ 
niſſes; dann muß man, die Sache auch von dieſem Geſichts⸗ 
punkt angeſehen, ſich gegen eine Neuerung ausſprechen, welche 


die öffentliche Meinung beunruhigt, indem fie die europäifchen | im Hofe, 


Rechtsverhältniſſr verſchiebt. 

Der deutſche Bund iſt eine der Grundlagen dieſes öffent⸗ 
lichen Rechts. In Mitte der großen Mächte, deren Uebergriffe 
zu hindern er ein ganz beſonderes Intereſſe hat, trägt er durch 


feine Maſſe, und wenn der Ausdruck hier erlaubt iſt, nach dem | Winzig. 


Geſetz der Trägheit (par sa force passive) mächtig zur Erhal⸗ 
tung des allgemeinen Friedens bei. Die Gleichheit der Abſtam⸗ 
mung, welche ihm bei aller Verſchiedenheit der einzelnen Völker⸗ 


ſtämme eine wahre Einheit geſtattet, macht ihn zu jener großen Graf o. d. 
A Eingeſchloſſen in die Kaufm. Simon aus 


und ſchönen Aufgabe wunderbar 
Grenzen, welche ihm durch die Gemeinſamkeit der Abſtammung 
zeichnet werden, wird der deutſche Bund, fo lange er an feiner 
Beſtimmung feſthält, weder jene Grenzen überſchreiten, noch 
duden, daß man ſie enger zieht, der ſicherſte Hort der Ord⸗ 
nung und des europäiſchen Friedens bleiben. Eine andere Po⸗ 
55 1. daher natürlich auch den entgegengefegten Erfolg 
a [4 Pr N * N » 1 

Es wäre eine Entartung des Bundes, wollte er willkürlich 
feine natürlichen oder durch, die Zeit geheillgten Grenzen aus⸗ 
dehnen und der deutſchen Bevölkerung, ſlaviſche, ungariſche, 
illyriſche, italieniſche Völkerſchaften zugeſellen, von deren Fluth 


ſie verſchlungen würde; ja er müßte fogar feinen Namen auf: 


Lübeck, 3. April. [Unfere Eif enba arbeiter], über ben, ſollte nicht ſein Name mit der Wirklichkeit in 
bereits an der Grenze kleine Truppenkörper konzentrirt Beh auptung des Lord Lyndhurſt, daß Klapka Verfa 


klamatlon, welche er voriges Jahr veröffentlichte, 
dum.]' gentheil die ungariſchen Soldaten auf, die Reihen der 
worin ſchen Armee nicht zu verlaſſen. 


Großbritannien. 


näher 
** London, 3. April. [Der Kingſche Antrag in 
eiter Leſung verworfen. — Vermiſchtes.] Mehrere un⸗ 


ariſche Flüchtlinge proteſtiren heut in den Zeitungen gegen die 
F en 
Plakaten wäre, wodurch die ungariſchen Soldaten zur Deſertion 
aufgefordert würden. Ueberhaupt halte ſich Klapka in Frankreich 


f und habe nur ein Paar i eilt. Die Pro⸗ 
auf und h Paar Tage in London er ain un We- 


öſterreichi⸗ 


Geſter ; nauer zu Ehren des Lord Stanley ſtatt, 
— 5 ee Bei ſeinem Dank auf den ihm 
ausgebrachten Toaſt erklärte ſich Stanley im vollkommenſten Ein⸗ 
verſtändniß mit den Ideen des Sir Robert Peel aus dem Jahre 
1845 und verbreitete ſich dann weitläufig Über die nachtheiligen 
Folgen, welche eine Aufhebung der Korngefege haben müßte. 

Das Unterhaus beſchäftigt ſich heut mit zweiter Leſung des 
King'ſchen, die Ausdehnung des Stimmrechts betreffenden, An⸗ 
trages. Dieſer Antrag, über welchen, wie bekannt, das jetzt wie⸗ 
der rehabilitirte Miniſterium ſtürzte — ward diesmal mit 299 


Zu vermiethen > 

von 2 Stuben, 1 Alkove nebſt 

5 für nächſte Johannis zu vermiethen 
arlsſtraße Nr. 36. 369 


— .. — — 
[407] Fremden Lifte von Zettlitz Hötel, 

K. k. Hof Opernſänger Radl aus Wien. 13451 
K. k. Rittmſtr. Freiherr v. Seit. We genannt 
reſin 


eine Wohnun 


Zubehör, 
iſt geſorgt, auch ein 


ſo gefährliche und unheilvolle Chancen, ohne eine einzige . 


lich nicht. Rauſſe bei Maltſch, den 2. April 1851. 
19 b . g 1 Das 


5 0 0 N 3 
Provinzial -Jeitung. 
— — Dr ! 
Liegnitz. Die Stellvertretung des bei der königl. Kreis⸗Gerichts⸗ 
Kommiſſion in Öreifienberg kommiſſariſch angeſtellten Polizei Anwalt 
Auerswald iſt dem Kreis⸗ En ekretär Stelzer dafelbft . en 
worden. — Die Geſchäfte der Polizei-Anwaltſchaft bei dem könig dem 
Kreisgericht zu Goldberg find dem Polizei-Rathsherrn Lieutenant Mat 
thäi daſelbſt kommiſſariſch übertragen worden. — Der Seilermeifter 
Großmann zu Rothenburg O. L. als he daſelbſt; der zeithe⸗ 
Kae, anderweit wiederum gewählte Rathmann Buchelt zu pollwä als 
folder daſelbſt; und der zeitherige Küſter und Schullehrer Tſchenkke in 
Niewerle als Schullehrer, Kankor und Organiſt u Pribus betätigt. 
— Dem Kaufmann C. Müller zu Schönau iſt zur Uebernahme 
einer Agentur für die Geſchäfte der preußiſchen National, Ver [2 
Geſellſchaft in Stettin die Genehmigung ertheilt. worden. — Dem 
Kaufmann Friedrich Menzel zu Liegnitz iſt zur Uebernahme einer 
an für die Geſchäfte der preußiſchen Natlonal-⸗Verſich 18-Ge- 
ſellſchaft zu Stettin die Genehmigung ertheilt worden, wogegen 
Kaufmann Berthold Hausfelder hierſelbſt dieſe Agentur . m 
hat. — Dem Kaufmann J. G. Leipner zu Glogau iſt zur 
nahme einer Agentur für die Geſchüfte der preußiſchen National⸗Berſi⸗ 
cherungs⸗Geſellſchaft zu Stettin die Genehmigung ertheilt worden, 
nachdem der Kaufmann 2 daſelbſt diese Ahentur niebergelegt 
hat. — Dem Kaufmann F. W. Francke zu Sagan ift zur 1 ahme 
ee De eee kee ee den der Ken 
or „ 
Höppe daſelbſt dieſe Agentur nfedergelegk hal. “on BER, n 


Mannigfaltiges. 


— (Berlin, 5. April.) Nach dem von dem eren Mimiſter des 
Innern vorläufig genehmigten und demnächſt zur Sanktion Sr. Ma⸗ 
jeſtät des Königs Ne Reglement zur Uniformirung 
und Bewaffnung des Offizter⸗Korps der 8 Schußz⸗ 
mannſchaft vom 31. v. M. beſteht die Uniform dieſes Offtzier⸗Korps 
aus einem Parade- und einem Interims⸗Waffenrock. Erſterer iſt von 
5 durch die auf dem blauen Sammetkragen angebrachte Stickerei 
unlerſchieden. Dieſe Stickerei iſt bei dem Oberſten, den e 
Hauptleuten und den Polizeiräthen die Silberſtickerei der Räthe ter, 
reſp. 5, Klaſſe mit 2 Uniformknöpfen auf jedem Aufſchlage. Die 
rakteriſirten Polizeiräthe tragen außerdem noch am Kragen zu beiden 
Seiten einen in Silber geſtickten Stern von der Größe eines Silber ⸗ 
groſchens. Bei den Lieutenants beſteht die Stickerei in der Art „ 
wie fie das Offizier-Korps der Schußmannſchaft bisher trug. Die Auf⸗ 
ſchläge der Parade⸗Uniform find mit einer glatten 10 aden Silber 
treffe eingefaßt. Der Interimsrock iſt nur bei dem L en, den etats⸗ 
— Hauptleuten und den Polizeiräthen, durch einen auf jeder 
des Kragens angebrachten ſilbernen Stern ausgezeichnet. er Oberſt 
trägt außerdem filberne Epaulettes mit gepreßten Halbmonde du 
bernen Kandillen, jo. wie mit dem ſchwarzen gekrönten Peraldilsen 19 
zuilßen den Monden; die Polizeiräthe und alle ſowohl etatsm 925 
—f eg dieselben Epaulettes ohne Kandillen 


| n Stern 1 beiden . Lieu 
tenants dleſe letzteren Epauketes ohne Ste — — 


Offiziere erhält ſtatt des bloßen heraldiſchen Namenszuges den gekrön⸗ 
ten ſidernen bier nit goldenem Namenszuge auf der! Die all 
gemeine Waffe iſt für die unberittenen Ofſiztere der Füſtlier⸗Offtzterſäbel 
mit goldenem Portepee, für die berittenen der Kavallerie⸗Schleppſäbel 
mit Stahlbügel. Den noch in der Armee dienenden oder zur Tragung 
der Militär⸗Uniform berechtigten Offizieren 7 das filberne Portepee zu 
tragen geſtattet. Die Polizeiräthe können ſtatt des Füſtlierſäbels auch 
Degen führen. 2 
Die Direktion des Königsſtädtiſchen Theaters zugt heute 
an: „Die Nachricht der Preußiſchen Zeitung: Das Verbot der Stu m⸗ 
men von Portici auf dem K igsſtädtiſchen Theater fei lediglich durch 
die nicht genügende Feuerſicherheit des Hauſes peranlaßt worden — iſt eine 
Unwahrheit und ſoll die Sicherheit des Hauſes verdächtigen. Uebrigens 
enthielt die Stumme daa ortici auch gar keine Feuerkörper, da das 
Schluß⸗Tableau ein gemaltes war. Gemalte Flammen zünden aber 
bekanntlich nicht.“ 5 2.4 8 
(Wien, 5, April.) Heute wird unter außerordentlichem Zu⸗ 
Publikum der ſchwurgerichtliche Prozeß gegen 
„ehemalige Hofopernfängerin, nachmals bei der Oper 
in Hannover dbeſhatigt, ‚über Anklage, einem hohen Geiſtlichen griechi⸗ 
cher Kirche ein Päckchen mit 1 1 tauſend Gulden in Banknoten 
entwendet zu haben, geführt. Die le ten Ausſagen des Beſchädigten 
lauten — 4 nicht gravirend. Als Vert eidiger der Angeklagten fungirt 
der * 1 Herr Mayer v. Alſé-Ruß bach. Nachmittags 
warb die Verhandlung bis 4 Uhr vertagt, f 


drange des 
Mad. G. 


ö Monats- Uebersicht der venfifchen Bank, 
gemäß § 99 der Bat, rng vom 5. Oktober 1846. 


1 Aktiva. 
9 Geprägtes Geld und Barren 17,845,400 Rthlr. 

Kaſſen⸗Anweiſungen und Darlehns⸗Kaſſen⸗ 

Scheine 1 3,8100 „ 
3) Wechſel⸗Beſtände 8,41 „ 
4) Suna de ‚10, „ 15 
5) Staats Papiere, verſchiedene Forderungen, 

„und Aktiva : Pr ; . 20,313,700 „ 

a v d. 1 

6) Banknoten im Umlauf 17,940 0% „ 
7) Oepoſtten⸗Kapitalien 25,138,600 / ˙) 
8) Guthaben der ee n, Jnſtitute und 

Privat⸗Perſonen, mit Einſchluß des Giro⸗ 

Verkehrs 6,157,000 u 


Berlin, Di En 2. 5 } 
önigl. preuß. „Bank ⸗Dire ren 
(gez.) von Lem d t. Witt W Mepen. 7 


midt. Woywo 


Das ſetzt neu und zweckmäßig eingerichtete Minera bad in Rauſſe wird 
auch in dieſem Jahre den geehrten, 
Leidenden beſtens empfohlen. Für möblirte Wohnungen, 


an Rheumatismus, Gicht und Hautkrankheiten 
Verpflegung und Bedienung 
An ſchönen Promenaden fehlt es bekannt⸗ 


Dominium Nauſſe. 


ade⸗Arzt angeſtellt. 


Schell aus Gräfenberg. Lieut. ner aus 
0 g a gig d. Recke aus ER . Börfenberichte, 
ürſt v. Pleß au eß. ier v. nau⸗ 12 0 rte 
Bun, BRD ER ee aus Weir Berlin, 5. April. Die Börſe Pe fih heute Aim ſeſt zu den geſtrigen Schluß ⸗ 
ßenſeld. Gutsbeſ⸗ Graf v. Stillfried aus Glaz.courſen, da man wiſſen wollte, daß die Ander Pariſer Rente wieder ekwas beſſer war. 
Gräfin Walderſee und Wilkau, Kammerhekr Eiſenbahn⸗ Aktien. dann 34 K 1957 3 4 bez. und Br., Priorität 
Gröben, Fräulein von Oſteu und ] 104% bez. und Gld. Arne erſchleſiſche IE 74 , bez. und Br., 1 4* 
Berlin. Br. Fredrich ⸗Wilhel re- Nerbabn 4 38% a 87% bez, Priorität ) 7 Br. Bier 
f derſchleſſſch⸗Märkiſche ER 84 8 53%. bez., Priorität 4% 95% bez., Prioxitat F 104 bez, 
Markt : reife. Ser a. 58, 1004 0 g e 0 37% Br, I Bit 
„ 8 erſchleſtiſche I. , , a: ez. , 14 10% Br. — 
Breslau am . April 1881. In ee ourſe. Freiwillig! Staats ⸗Anleibe 5 1 105% bez. Statt e 
ſelnſte, eiue, mit. ordin. Waart von 1850 44% ; 101% bez. Slaats- Spuk Schelue 3 1 85 j on, nge · Pr 
777 70 Weizen 58 50 59 50 Ser mien- Schein 150 Br. Poſener Nen 41 — m 85 0% ld. Ban- 
elber vito 7 55 52 50 „ Autheſte 96 bez. und Br. Polniſche Pfandbirſeſt alte 5 3%. Sr, neue 4 99% G. 
Roggen 3 41 39 37. Polnſſcee Wartial » Pblinationen 500 Fl. 4 82% Old, » do N 1 Br. 5 
Gerte 23 31 0 7 „ Wien, 5. April. Fonds wenig berändert⸗ Norbbahnaktien auf fortgefepte ae und 
ge „ „ „ „ 1 höher, hingegen Mailänder E.-B. Aktien zur ermiebrigten Notiz flau, Looſe von 1899, — 
olhe filefant — 11 10 7 K Comd⸗Rentenſcheine gefragt, Tomb, Anleſhe prompt ſehlend, 20% Hen Bam er. 
Beike Klelasi . 0% 94 6.8 Rt. RE ya ed wieder auge ao Ai wurden namenilich Hamburg, London und 
6% Wi bez. Maße „um zur Notiz zu ſchließen. g = 
RER BR) 12 € # 5 Speichlauen 9655 4 5 55; 0d den 135; Hamburg 2 Monat 194% London 
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